
Restrukturierung und 
Sanierungstarifvertrag
Welche Möglichkeiten Unternehmen zur Reduzierung ihrer 
Pensionsverpflichtungen haben.

DGFP Jahrestagung bAV 2026

11. März 2026, DLA Piper Frankfurt 
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Zielstellungen von bAV Restruk-Maßnahmen

 Bilanz & Rating- oder Cash-Flow-Verbesserung

 Risikominimierung

Verwaltungsvereinfachung

 Transaktionsoptimierung



Überblick über De-Risking Optionen für den Arbeitgeber 
Maßnahmen zur Reduktion der Pensionsrisiken

In der Praxis haben sich Gestaltungselemente sowohl auf der Finanzierungs- als auch auf der Verpflichtungsseite entwickelt, die 
Möglichkeiten darstellen, sich zumindest partiell gegen Risiken aus Pensionszusagen zu immunisieren. Nachfolgende Abbildung stellt 
Maßnahmen zur Bilanzentlastung, v.a. nach HGB, in Teilen aber auch nach IFRS dar, wovon die gekennzeichneten näher betrachtet werden.
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Krise und Chance?
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Restrukturierung und Krise 

Q: 
https://www.ihk.de/regensburg/fac
hthemen/finanzierung-und-
krisenmanagement/krisenmanage
ment/6-phasen-der-
unternehmenskrise

Potentielle bAV-Restrukturierungsphase
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Restrukturierungschance in der Insolvenz
Restrukturierung und Krise 

Grundsätzlich keine bAV-
Restrukturierung in der 

Insolvenz 

Regelinsolvenz-
Verfahren

Die Versorgungsverpflichtungen
gehen gemäß §§ 7 ff BetrAVG auf
den PSVaG über. Der PSVaG
übernimmt der Gesellschaft
gegenüber die Gläubigerstellung,
§ 9 II BetrAVG.

Ausnahme 
Restrukturierungsplan / 

StaRuG

§ 4 Satz 1 Nr. 1 StaRUG verbietet
die Beeinträchtigung bestehender
Ansprüche und Anwartschaften.

Ausnahme: 
Plan-Insolvenzverfahren

Soweit die Versorgungs-
verpflichtungen nach dem
Insolvenzplan bei der Gesellschaft
verbleibt und der PSVaG nicht
einstandspflichtig wird (§ 7 IV S.2
BetrAVG), besteht die Restruk-
turierungsmöglichkeit für die
Gesellschaft fort.
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Ausgangslage vor der Insolvenz

Restrukturierung und Krise 

Bestehende bAV-Systeme

Individualzusagen / 
Gesamtzusagen / 

Kollektive 
Einheitsregleungen

TarifvertragBetriebsvereinbarung
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Restrukturierungsmöglichkeit für TV-Systeme per TV

9
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Restrukturierungsansätze durch ablösenden TV

Bilanzbelastung

Cash-Flow-Belastung

Administrative-
Belastung

• Umstellung auf externen Durchführungsweg
• Beitragsorientierte Versorgungszusage
• Bildung von Plan-/Deckungsvermögen

• Harmonisierung / Neuordnung von Versorgungsplänen

• Absenkung Beitragsniveau /Rentenniveau
• Begrenzung Rentenanpassung
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Tarifverträge unterliegen dem Zeitrangfolgeprinzip, aber bei bAV-Eingriffen gilt eine 
Verhältnismäßigkeitskontrolle

11

Zeitfolge & Vertrauensschutz bei Tarifverträgen
Zulässigkeit der Restrukturierung durch ablösenden TV

Ablöseprinzip / Zeitrangfolgeprinzip

• Grundsatz: Ein späterer Tarifvertrag löst einen früheren ab –
auch zuungunsten der Arbeitnehmer (Zeitrangfolgeprinzip)

• Systematische Verankerung: Ausdruck der durch Art. 9 Abs. 3 
GG geschützten Tarifautonomie; Tarifvertragsparteien 
können Arbeitsbedingungen für die Zukunft neu gestalten

• Keine Günstigkeitsprüfung zwischen Alt- und Neutarifvertrag 
auf kollektiver Ebene – anders als im Verhältnis Tarifvertrag/ 
Arbeitsvertrag (§ 4 Abs. 3 TVG)

• Die Ablösungskompetenz umfasst grundsätzlich auch 
verschlechternde Regelungen für aktive Arbeitnehmer

• Schranken: Tarifvertragsparteien sind an Grundrechte 
gebunden (Art. 3 Abs. 1 GG, Diskriminierungsverbote), 
verfügen aber über einen weiten Gestaltungsspielraum

Einschränkung bei betrieblicher Altersversorgung

• Besonderheit bAV: Eingriffe in tarifvertraglich begründete 
Versorgungsanwartschaften und -ansprüche unterliegen einer 
Verhältnismäßigkeitsprüfung

• Den Tarifvertragsparteien kommt dabei eine 
Einschätzungsprärogative zu (BAG 19.01.2011 – 3 AZR 29/09) 

• Grundsätze des Vertrauensschutzes sind als Abwägungs-
faktoren zu berücksichtigen

• Das Erfordernis einer Rechtfertigung entfällt nicht, jedoch ist die 
Regelungsmacht der Tarifvertragsparteien zu respektieren
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Die BAG-Rechtsprechung zur Betriebsvereinbarung ist auf eine Ablösung durch TV nicht 
übertragbar
• Das für ablösende Betriebsvereinbarungen entwickelte Dreistufenmodell findet auf Tarifverträge keine Anwendung (BAG 30.11.2010 – 3 

AZR 798/08)

• Begründung: Verfassungsrechtlich garantierte Tarifautonomie (Art. 9 Abs. 3 GG) gewährt den Tarifvertragsparteien einen weiten 
Gestaltungsspielraum.

• Die Richtigkeitsgewähr des Tarifvertrags rechtfertigt eine zurückhaltendere gerichtliche Kontrolle.

• Tarifvertragsparteien besitzen eine Einschätzungsprärogative hinsichtlich der tatsächlichen Gegebenheiten und betroffenen Interessen.

• Differenzierung nach Besitzständen (erdiente Rechte, erdiente Dynamik, noch nicht erdiente Anwartschaften) ist daher nicht zwingend
erforderlich

12

Kein Dreistufenmodell beim ablösenden Tarifvertrag
Zulässigkeit der Restrukturierung durch ablösenden TV

BAG 30.11.2010 – 3 AZR 798/08
„Die Tarifvertragsparteien sind nicht an das für Betriebsvereinbarungen entwickelte dreistufige 
Prüfungsschema gebunden. Sie können bei der Ablösung von Versorgungsordnungen auch in erdiente
Anwartschaften eingreifen, wenn dies durch sachliche Gründe gerechtfertigt und verhältnismäßig ist."
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Einheitliche Kontrolle anhand allgemeiner Grundsätze
• Sachlicher Grund für die Ablösung erforderlich – bloße Einsparungsabsicht kann genügen, wenn nachvollziehbar begründet (BAG 

10.03.2015 – 3 AZR 56/14)

• Verhältnismäßigkeitsprüfung: Eingriff muss geeignet, erforderlich und angemessen sein

• Kein abgestufter Prüfungsmaßstab nach Art des Besitzstands – stattdessen einheitliche Gesamtabwägung

• Vertrauensschutz wird berücksichtigt, aber nicht schematisch nach Stufen, sondern als Abwägungsfaktor

• Normenklarheit: Übergangsregelungen müssen eindeutig und verständlich formuliert sein

13

Der Verhältnismäßigkeitsmaßstab bei ablösenden Tarifverträgen
Zulässigkeit der Restrukturierung durch ablösenden TV

Die Verhältnismäßigkeitsprüfung umfasst:
• Geeignetheit: Ist die tarifliche Regelung geeignet, das angestrebte Ziel zu erreichen?
• Erforderlichkeit: Gibt es mildere Mittel, die das Ziel ebenso erreichen?
• Angemessenheit: Steht der Eingriff in einem angemessenen Verhältnis zu den Nachteilen für die betroffenen 

Arbeitnehmer?
• Die Gewichtung der Eingriffsgründe hängt von der Schwere der Nachteile ab; bei Eingriffen in laufende Betriebsrenten oder erdiente

Besitzstände sind besonders gewichtige Gründe erforderlich (vgl. BAG Urt. v. 22.10.2019 – 3 AZR 429/18)
• Vertrauensschutz: Die Gerichte prüfen, ob die Versorgungsberechtigten im Vertrauen auf die bestehende Regelung Dispositionen 

getroffen haben und ob die tarifliche Neuregelung dieses Vertrauen in verhältnismäßiger Weise beeinträchtigt.
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„Den Tarifvertragsparteien steht daher bei der inhaltlichen Gestaltung ihrer Regelungen ein Beurteilungs-
und Ermessensspielraum zu. 

Tarifverträge unterliegen deshalb keiner Billigkeitskontrolle. Die Gerichte haben sie nur daraufhin zu 
überprüfen, ob sie gegen das Grundgesetz oder anderes höherrangiges Recht verstoßen. 

§ 19 Abs. 1 BetrAVG räumt den Tarifvertragsparteien sogar die Möglichkeit ein, den Wert erdienter
Anwartschaften abweichend von § 2 BetrAVG festzusetzen sowie abweichend von § 5 und § 16 BetrAVG 
Regelungen über die Auszehrung laufender Betriebsrenten zu treffen. 

Allerdings sind die Tarifvertragsparteien wie der Gesetzgeber an die aus dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 
Abs. 3 GG) folgenden Grundsätze des Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit gebunden. Wird 
nicht in den erdienten Besitzstand einer Versorgungsanwartschaft eingegriffen und sind die mit der 
Änderung verbundenen Nachteile für die Arbeitnehmer nicht schwerwiegend, reichen sachliche Gründe 
aus (ausführlich BAG 18. September 2012- 3 AZR 382/10 - Rn. 42 ff.). Wie gewichtig diese sein müssen, 
hängt von den Nachteilen ab, die den Versorgungsberechtigten durch die Änderung der 
Versorgungsregelungen entstehen (BAG 31. Juli 2018 - 3 AZR 731/16 - Rn. 40 mwN, BAGE 163, 192).“

(BAG Urt. v. 22.10.2019 – 3 AZR 429/18, BeckRS 2019, 36369 Rn. 101, beck-online)
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Rechtsprechungsübersicht
BAG-
Entscheidung Eingriff Rechtfertigungsmassstab Tenor

26.11.2024 –
3 AZR 28/24

Rückwirkende Aussetzung von 
Beiträgen zur bAV durch 
Tarifvertrag

Fehlendes schutzwürdiges Vertrauen + sachlicher Grund genügt bei nicht 
schwerwiegenden Eingriffen; Verhältnismäßigkeit & Vertrauensschutz 
entscheidend

Revision erfolglos; 
rückwirkende Tarifnorm 
wirksam

18.02.2020 –
3 AZR 258/18

Tarifliche Änderung der 
Anpassungsregelungen für 
laufende Betriebsrenten

Gericht betont abgestufte Anforderungen: je schwerer der Nachteil für die 
Versorgungsberechtigten, desto gewichtiger der notwendige 
Rechtfertigungsgrund. Geringfügige Eingriffe → sachlicher Grund genügt.

Revision zurückgewiesen; 
tarifliche Neuregelung 
wirksam.

31.07.2018 –
3 AZR 731/16

Vollständiger, ersatzloser 
Wegfall der 
Hinterbliebenenversorgung 
durch Tarifvertrag

Vollständiger Wegfall einer Hinterbliebenenversorgung nach Eintritt des 
Versorgungsfalls regelmäßig unverhältnismäßig; Grundsätze des 
Vertrauensschutzes & Selbstbindung.

Revision der Beklagten 
teilweise erfolgreich; 
vollständiger Wegfall 
unwirksam.

20.09.2016 –
3 AZR 273/15

Ablösung einer 
Anpassungsregelung (Zuschuss 
zum Gesamtruhegeld) durch 
Tarifvertrag

Maßstab der Rechtfertigung hängt vom Ausmaß der Verschlechterung ab. 
Tarifautonomie schützt Eingriffe, aber Intensität des Nachteils bestimmt die 
Anforderungen.

Revision teilweise 
erfolgreich; Sache 
zurückverwiesen.

13.11.2007 –
3 AZR 191/06

Versuch der Ablösung tariflicher 
bAV durch Betriebsvereinbarung Tarifnorm kann nicht durch BV ersetzt werden; Vorrang der Tarifautonomie Ablösung unwirksam

28.07.2005 –
3 AZR 14/05

Änderung tariflich geregelter 
Ruhegeldhöhe / Eingriff in 
Anwartschaften

Drei-Stufen-Schema nicht 1:1 übertragbar, aber Tarifparteien sind an 
Verhältnismäßigkeit & Vertrauensschutz gebunden Revision zurückgewiesen

20.02.2001 –
3 AZR 515/99

Änderung tariflicher 
Dynamisierung laufender Renten

Gericht prüft nur Verstoß gegen höherrangiges Recht; hohe Zurückhaltung wegen 
Art. 9 Abs. 3 GG; dynamische Verweisung umfasst Änderungen auch nach 
Rentenbeginn

Revision zurückgewiesen
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Umsetzungs-Check-Liste

• Dokumentation des sachlichen Grundes im Tarifvertrag oder in der Präambel (wirtschaftliche Lage, 
Harmonisierung, Systemwechsel).

• Transparente Übergangs- und Stichtagsregelungen – klare Abgrenzung zwischen Alt- und Neurecht.

• Besitzstandswahrung prüfen!

• Ausgleichs- oder Kompensationsmaßnahmen erwägen, um Verhältnismäßigkeit zu stärken.

• Normierung der Überleitung: Berechnungsmodalitäten für die Übertragung in das neue System konkret festlegen.

• Grundsätzlich keine Rückwirkung zu Lasten der Arbeitnehmer – Verschlechterungen nur für die Zukunft / 
Ausnahme: Kein Vertrauensschutz.

16

Praktische Anforderungen an einen wirksamen ablösenden Tarifvertrag (bAV)

Zulässigkeit der Restrukturierung durch ablösenden TV
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Restrukturierungsmöglichkeit für BV-Systeme per TV

17
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Grundsatzverhältnis – Tarifvertrag und Betriebsvereinbarung
Zulässigkeit der BV-Restrukturierung durch TV

Konkurrenzverhältnis TV / BV : §§ 87 und 77 BetrVG im Überblick

„Die Sperrwirkung des § 77 Abs. 3 BetrVG dient dem Schutz der 
verfassungsrechtlich garantierten Tarifautonomie. Sie soll verhindern, dass 
Arbeitgeber und Betriebsrat tarifliche Regelungen durch betriebliche 
Vereinbarungen aushöhlen oder umgehen. Entscheidend ist, dass die Sperre 
auch dann greift, wenn der Betrieb selbst nicht tarifgebunden ist – die bloße 
Tarifüblichkeit genügt.“ (BAG, Urt. v. 22.03.2005 – 1 ABR 64/03).

§ 87 Abs. 1 Eingangssatz BetrVG: Erzwingbare Mitbestimmung 
greift nur, soweit keine tarifliche Regelung besteht 

(„Tarifvorrang")

§ 77 Abs. 3 BetrVG : Sperrwirkung für Arbeitsentgelte und 
sonstige Arbeitsbedingungen, die durch Tarifvertrag geregelt sind 

oder üblicherweise geregelt werden („Tarifsperre")

„Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts greift die 
Tarifsperre des § 77 Abs. 3 Satz 1 BetrVG nicht ein, soweit es um 
Angelegenheiten geht, die gemäß § 87 Abs. 1 BetrVG der erzwingbaren 
Mitbestimmung des Betriebsrats unterliegen (vgl. BAG 3.12.1991, BAGE 69, 
134; 17.5.2011 BAGE 138, 68).“

„Vorliegend kommt § 87 INr. 10 BetrVG - Fragen der betrieblichen Lohngestaltung - in Betracht, wobei allerdings nur eine 
Teilmitbestimmung besteht, da der Betriebsrat nicht darüber mitzubestimmen hat, ob eine betriebliche Altersversorgung eingeführt wird, 
welche finanziellen Mittel der Arbeitgeber dafür zur Verfügung stellt, welcher Personenkreis begünstigt und welche Durchführung beschritten 
werden soll (vgl. BAG 27.6.2006 - 3 AZR 255/05). […] § 77 Abs. 3 Satz 1 BetrVG führt daher auch im Anwendungsbereich des § 87 
Abs. 1 BetrVG zur Tarifsperre gegenüber einer Betriebsvereinbarung, soweit dieser eine zwingende tarifliche Regelung entgegensteht. 
Etwas anderes gilt nach § 77 III S. 2 BetrVG dann, wenn der Tarifvertrag den Abschluss ergänzender Betriebsvereinbarungen ausdrücklich 
zulässt (vgl. BAG 13.3.2012 - 1 AZR 659/10).
Für das Eingreifen des Tarifvorrangs in § 87 Abs. 1 Eingangshalbs. BetrVG und dem damit verbundenen Ausschluss des 
Mitbestimmungsrechts ist bereits die alleinige Tarifgebundenheit des Arbeitgebers ausreichend (§ 4 Abs. 1 Satz 1 TVG). Dies gilt auch, 
wenn es sich bei der das Mitbestimmungsrecht verdrängenden tariflichen Regelung um Inhaltsnormen handelt. 
(BAG Urt. v. 22.10.2019 – 3 AZR 429/18, BeckRS 2019, 36369 Rn. 94, 95, beck-online)
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• Für Eingriffe in BV durch BV wendet das BAG in ständiger Rechtsprechung das 3-Stufen-
Schema an:

19

Prüfungsregime zur Verhältnismäßigkeit des Eingriffs
Zulässigkeit der BV-Restrukturierung durch TV

R e c h t f e r t i g u n g s g r ü n d e 

Hoher 
Vertrauensschutz

Erdienter Besitzstand
= Past Service

Zwingende Gründe, die 
Widerruf der Zusage 
rechtfertigen, quasi 

ausgeschlossen

1. Stufe

Erdiente 
Dynamik 

Mittlerer
Vertrauensschutz

2. Stufe

Triftige Gründe /  
Substanzgefährdung

Geringer 
Vertrauensschutz

Noch nicht erdienter 
Teil des Besitzstands
= Future Service

3. Stufe

Sachlich proportionale 
Gründe

Geringer
Vertrauensschutz
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Für Eingriffe in TV durch TV wendet das BAG in ständiger Rechtsprechung die vereinfachte Verhältnismäßigkeitsprüfung (allgemeine
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und des Vertrauensschutzes) an – vgl. o.

Welches Prüfungsschema gilt nun bei der Ablösung von BV durch TV?
Mit den Worten des BAG: 

„Das Drei-Stufen-Modell findet nach der Rechtsprechung des Senats keine Anwendung bei Ablösungen von 
Versorgungsordnungen durch Tarifvertrag. Insoweit ist für die Prüfung unmittelbar auf die Grundsätze des 

Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit zurückzugreifen.

[…]

Die Anwendung des eingeschränkten Prüfungsmaßstabs ist allerdings nur dann gerechtfertigt, wenn Inhalt, 
Voraussetzungen und Umfang der betrieblichen Altersversorgung tariflich geregelt wurden, also der 

Tarifvertrag selbst die unmittelbare Grundlage für die Rechte der Arbeitnehmer auf betriebliche 
Altersversorgung darstellt und es keiner inhaltlichen Ausgestaltung durch eine Betriebsvereinbarung mehr 

bedarf […].
BAG Urt. v. 22.10.2019 – 3 AZR 429/18

22

Prüfungsregime zur Verhältnismäßigkeit des Eingriffs
Zulässigkeit der BV-Restrukturierung durch TV
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Exkurs: Ablösung durch rBz

23
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Ablösung bAV durch rBz TV

Vorher: bAV Vorher: anderer TV

Wechsel erfasst grundsätzlich nur Future Service

Damit kein Eingriff in erdiente Besitzstände, so dass ein 
einfacher sachlicher Grund ausreichend ist. 

Bis BRSG II: Die Tarifvertragsparteien sollen im Rahmen von 
Tarifverträgen nach Absatz 1 bereits bestehende 

Betriebsrentensysteme angemessen berücksichtigen. § 21 II.

„Auf den bisherigen Absatz 2 kann verzichtet und somit das 
Gesetz gestrafft werden, weil die dort an die Tarifvertragsparteien 

gerichteten Soll-Vorgaben und Prüfpflichten in der tariflichen 
Praxis ohnehin beachtet werden; der Grundsatz des 

Vertrauensschutzes ist auch für die Tarifvertragsparteien 
verbindlich.“ 

BT-Dr.S. 21/1859

Weggefallen zum 21.1.2026

Daher gelten allgemeine Grundsätze
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

25
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Jörn Manhart
Rechtsanwalt | Counsel
Düsseldorf

joern.manhart@dlapiper.com

Jörn Manhart vertritt renommierte, markführende Mandantinnen und Mandanten im Spezialbereich der betrieblichen Altersversorgung. Er ist auf die 
Beratung zu betriebsrentenrechtlichen Fragestellungen im Arbeits- und Versicherungsaufsichtsrecht spezialisiert und richtet sich an Arbeitgeber 
sowie Produktanbieter. Zudem verfügt Jörn Manhart über umfangreiche Praxiserfahrung in Outside-Funding-Transaktionen unter Einbindung von 
Pensionsfonds und Treuhandgestaltungen. Er berät auch im Rahmen von M&A-, Restrukturierungs- und Neuordnungsprozessen zu allen Fragen 
der betrieblichen Altersversorgung und besitzt besondere Branchenexpertise in den Bereichen Banking & Finance, Automotive und Chemie.

Erfahrung

• Beratung eines Energieunternehmens bei der Gestaltung und Verhandlung eines rein beitragsorientierten Modells, einschließlich
Produktgestaltung und aufsichtsrechtlicher Genehmigung.

• Beratung eines Wohlfahrverbandes bei der Einführung einer reinen Beitragszusage

• Beratung einer großen deutschen öffentlich-rechtlichen Bank bei der externen Finanzierung von betrieblichen Pensionszusagen über einen 
Pensionsfonds.

• Beratung eines großen deutschen Automobilzulieferers in laufenden und transaktionsbezogenen Fragen im Zusammenhang mit der 
Handhabung von Treuhandstrukturen zur Bildung von Planvermögen.

• Beratung eines Chemieunternehmens bei der Umstrukturierung seines Pensionssystems durch Ablösung von Pensionsfondszusagen. 

• Empfehlungen
• Legal 500 Deutschland 2025: Empfohlen für Arbeitsrecht

• Handelsblatt in Kooperation mit Best Lawyers 2025/2026: Empfohlen für Arbeitsrecht

Ausbildung

Oberlandesgericht Köln, 
Zweites Staatsexamen, 2005

Ruhr Universität Bochum, 
Erstes Staatsexamen, 2002

Zulassung

Rechtsanwalt zugelassen bei 
der Rechtsanwaltskammer 
Düsseldorf

Sprachen

Deutsch

Englisch

Mitglied im Eberbacher
Kreis
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DLA Piper in Deutschland
Wenn Sie in Deutschland Transaktionen durchführen 
oder rechtliche Auseinandersetzungen führen möchten, 
gibt es einige wichtige Kriterien, die Ihre externen Berater 
erfüllen sollten.

Eine starke Präsenz im Land ist dabei essenziell. Wir 
haben Büros in Köln, Düsseldorf, Frankfurt, Hamburg und 
München und beraten 29 DAX-40-Unternehmen. 
Außerdem verfügen wir über umfangreiches Wissen im 
deutschen Wirtschaftsrecht und Rechtssystem.

Ein oft weniger offensichtlicher, aber ebenso wichtiger 
Aspekt ist das Verständnis für das Zusammenspiel 
zwischen nationalen und internationalen Themen und wie 
sich dieses auf Ihre Transaktionen oder Streitigkeiten 
auswirkt.

Bei DLA Piper bieten wir Ihnen genau dieses Verständnis. 
Wir sind sowohl lokal verwurzelt als auch global vernetzt. 
Das ermöglicht uns, sowohl die Details des deutschen 
Marktes als auch regionale und internationale Trends zu 
erkennen – Perspektiven, die für Ihren Erfolg 
entscheidend sind.

“Die Anwälte von DLA Piper sind strategisch und 
kennen unser Unternehmen gut. Deshalb können sie 
wirtschaftlich denken, und wir haben großes 
Vertrauen in sie.”
Chambers Europe 2024 – Corporate und M&A

“Das Team ist äußerst zuverlässig, es kennt unsere 
Struktur sehr gut und ist effizient, da es die Arbeit 
und unser Geschäft versteht.”
Chambers Europe 2024 – Real Estate

Anwärter
Anwaltskanzlei des Jahres 
für M&A

JUVE Awards 2021 und 2022

+ Empfohlen
Green Guide

Legal 500 EMEA 2024

+Band 1
Corporate/M&A: Mid-market

Chambers Europe 2024

+

300+
Anwältinnen und 
Anwälte

65
Partnerinnen und 
Partner

16
Platzierungen in 
Chambers Europe 
2024

31
Platzierungen in Legal 
500 EMEA 2024
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Erste Wahl im Arbeitsrecht

Arbeitsmärkte weltweit sind ständigen Unsicherheiten 
hinsichtlich technologischer als auch wirtschaftlicher 
Faktoren ausgeliefert. Arbeitgeber müssen sich 
infolgedessen mit Themen wie Arbeitskräftemangel, Streiks 
und Automatisierungsprozessen auseinandersetzen und sich 
dabei zeitgleich auf die sich veränderten Erwartungen von 
Arbeitnehmern einstellen.

Bei der Bewältigung dieser und anderer Entwicklungen kann 
sich die Expertise einer globalen Anwaltskanzlei, die 
Arbeitgebern seit Jahrzehnten durch schwierige Zeiten 
begleitet und unterstützt, als unschätzbar erweisen. 
Unabhängig davon, ob Ihre arbeitsrechtlichen Fragen global, 
regional oder lokal sind, bieten wir Ihnen diese Expertise und 
stehen Ihnen unterstützend zur Seite.

Wir beraten Sie zu allen arbeitsrechtlichen Fragen, wie z. B. 
Personalbeschaffung, global mobility, Vergütung, Leistung, 
Fehlverhalten, Beschwerden, Datenschutz und betriebliche 
Interessenvertretung, sowie zu den entsprechenden 

Richtlinien, Verfahren und Vorschriften, die diesen Fragen 
zugrunde liegen.

Darüber hinaus müssen sich alle Arbeitgeber mit strittigen 
Fragen auseinandersetzen. Wir haben Mandanten bei 
Ansprüchen wegen Diskriminierung, Wettbewerbsverboten 
und Sammelklagen sowie bei internen und behördlichen 
Untersuchungen begleitet, insbesondere bei solchen, die 
sich aus Whistleblower-Vorwürfen ergeben.

Ob es nun zu einem umfangreichen Personalabbau, zu einer 
Versetzung oder zur Neuanstellung von Mitarbeitern kommt, 
wir berücksichtigen sämtliche Aspekte des 
Personalmanagements bei Fusionen, Übernahmen, 
Outsourcing und anderen größeren 
Unternehmensumstrukturierungen. In Kombination mit 
unserer marktführenden M&A-Erfahrung arbeiten wir 
konsequent daran, dass Ihre Umstrukturierungsprojekte wie 
gewünscht durchgeführt werden.

“DLA Piper provide deep legal 
knowledge explained in a concise, 
sensible and to-the-point manner. 
They deliver in relatively short 
times and across multiple 
disciplines."
Chambers Global 2024 

Band 1
Employment 

Chambers UK 2025

Band 2
Employment (Europe-wide)

Chambers Europe 2024

Band 3
Employment (multijurisdictional)

Chambers Global 2024
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Wir sind mit über 90 Büros in mehr als 40 Ländern präsent. Somit stehen Ihnen jederzeit die richtigen Ansprechpartner für Ihre rechtlichen Themen zur Verfügung –
weltweit.

Unsere globale Reichweite – wir sind da, wo Sie uns 
brauchen 

Kooperationskanzlei

DLA Piper Präsenz

EUROPE
Austria
Belgium
Czech Republic
Denmark
Finland
France
Germany
Hungary
Ireland
Italy
Luxembourg
Netherlands
Norway
Poland
Portugal
Romania
Slovak Republic
Spain
Sweden
United Kingdom

AFRICA
Algeria
Angola
Botswana
Burundi
Ethiopia
Ghana
Kenya
Mauritius
Morocco 
Mozambique
Namibia
Nigeria
Rwanda
Senegal
South Africa
Tanzania
Tunisia
Uganda
Zambia
Zimbabwe

*Cooperation Firm

AMERICAS
Argentina
Brazil*
Canada
Chile
Mexico
Peru
Puerto Rico
United States

ASIA PACIFIC
Australia
China
Japan
New Zealand
Singapore
South Korea
Thailand

MIDDLE EAST 
Bahrain
Oman
Qatar
Saudi Arabia*
United Arab Emirates



www.dlapiper.com

Unser interner Ansatz und unsere ESG-Leistung
Authentisch und glaubwürdig bei Nachhaltigkeit und ESG

Unsere Strategie für verantwortungsbewusstes Handeln konzentriert sich darauf zu verstehen, wie sich die 
Geschäftstätigkeit unserer Kanzlei unter ESG-Gesichtspunkten auf unsere Arbeit und die Gesellschaft 
auswirkt. Dazu gehören das Verständnis unserer wesentlichen ESG-Themen und der Aufbau guter ESG-
Governance-Systeme innerhalb der Kanzlei. Über die von uns festgelegten Ziele und den Fortschritt bei ihrer 
Erreichung informieren wir durch eine transparente Berichterstattung. 

Zu den wichtigsten Aspekten unserer verantwortungsbewussten Unternehmenstätigkeit gehören:

Unsere Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter: 

Verbesserung der Leistung 
in den Bereichen Diversity 

& Inclusion sowie 
Gesundheit und 
Wohlbefinden. 

Verbesserung der 
sozialen Mobilität.

Unsere Umwelt: 
Verpflichtung zur Festlegung 

eines wissenschaftlich 
fundierten Ziels für CO2-
Emissionen, Erkundung 

interner CO2-Budgets und 
Aktivierung eines Netzwerks 

lokaler Champions.

Unsere Mandantinnen 
und Mandanten und 

Lieferanten: 
Wir betrachten unsere 

gesamte 
Wertschöpfungskette, 

informieren unsere
Mandantinnen und

Mandanten über unsere 
ESG-Leistungen und 
arbeiten mit unseren 

Lieferanten zusammen.

Unsere Gesellschaft: 
Förderung von Menschen 

aus benachteiligten 
Regionen und 

unterrepräsentierten 
Gruppen, Erforschung 

unserer sozialen 
Auswirkungen als 

Unternehmen.

Nachhaltigkeitsperformance bei DLA Piper

Wir haben uns zu 
einem SBTi-

geprüften Ziel 
verpflichtet, unsere 

CO2-Emissionen bis 
2030 um 50% zu 

reduzieren, 
ausgehend vom 

Stand 2019.

Wir haben bisher 
insgesamt über EUR 
325.000 gespendet 
und gesammelt, um 

bedürftige 
Gemeinden und 

Einzelpersonen zu 
unterstützen.

2020 erhielten wir 
ein B in unserer 

CDP-
Klimabewertung und 

80/100 in der 
EcoVadis-

Umweltkategorie.

Wir haben uns das 
klare Ziel gesetzt, 

dass bis 2025 30% 
aller Partner Frauen 
sein sollen. Bis 2030 
sollen es 40% sein.

Zu den Zielen gehört es, 
95% der Abfälle nicht 
mehr auf Deponien zu 

entsorgen und bis 2025 
europaweit 100% Strom 

aus erneuerbaren 
Energien zu beziehen.

ISO 14001, 
ISO 50001 ISO 

45001
und Carbon 

Trust Standard 
zertifiziert

Mehr als 215.000 Pro-
Bono-Stunden pro Jahr 

– das entspricht der 
Vollzeitarbeit von 130 

Anwältinnen und 
Anwälten. 

80% Beteiligung in der 
gesamten Kanzlei.

#1 im Impactvise
ESG 

Kanzleiranking 
2023 von mehr als 

1000 Kanzleien

Bewertung 91/100

Nach unserer ESG-
Lieferketten-

Risikobewertung 2020 
haben wir 155 Lieferanten 

mit höherem Risiko 
identifiziert und arbeiten nun 

mit ihnen zusammen, um 
sicherzustellen, dass Sie 

unseren Richtlinien 
zustimmen.
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